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Auch zur Sicherung der Schulangebote ist die Einführung der 
„Gemeinsamen Schule“ der richtige und notwendige Weg.  
Eine wesentliche Aufgabe der Bildungspolitik in den nächsten 
Jahren wird neben der Schaffung weiterer Angebote der „Ge-
meinsamen Schule“ vor allem Sicherung der Schulangebote im 
ländlichen Raum sein. Gerade in den „kleineren“ Städten und 
Gemeinden wird durch die demographische Entwicklung ein wei-
terführendes Schulangebot mit reinem Hauptschul- und Real-
schulangebot nicht mehr zu ausreichenden Schülerzahlen füh-
ren. Ein wohnortnahes Schulangebot ist aber für den ländlichen 
Raum von größter Bedeutung. Gerade die hohe Zahl der Anmel-
dungen für das Gymnasium und die extrem sinkenden Anmelde-
zahlen für die Hauptschulen machen ein schnelles Handeln er-
forderlich. 
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Wie bekannt, sind die Schülerzahlen in den nächsten Jahren 
insgesamt stark rückläufig. Diese Tatsache hat natürlich in be-
sonderem Maße Auswirkungen auf das gemeindliche Schulan-
gebot. Eine vorausschauende Planung kommt daran nicht vor-
bei. So gilt es, den Bestand der Schulstandorte dauerhaft zu si-
chern. Die Einrichtung der „Gemeinsamen Schule“ bietet darüber 
hinaus auch bessere Entwicklungsperspektiven für die Städte 
und Gemeinden, dass sie gerade für Familien attraktiv bleiben 
bzw. werden. Daneben reduzieren sich dadurch auch für viele 
Schüler die oft langwierigen Busfahrten zu den weiterführenden 
Angeboten – zumindest bis Klasse 10. Land und Kommunen ha-
ben die Aufgabe, Vorschläge zur Standortsicherung zu erarbei-
ten. Die Kommunen sollten Einwohner-, Geburten- und Schüler-
zahlentwicklung als Grundlage für lokale und regionale Planun-
gen erheben. 
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